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Geschäft Nr. 182 
Legislatur: 2016-2020 

 

Geschäft Bericht an den Einwohnerrat vom 19. November 2019 

Vorstoss Volksinitiative «Binninger Boden behalten» (Bodeninitiative) 
Info Am 25. Juni 2018 wurde Namens der SP Binningen die formulierte Volksinitiative «Binninger 

Boden behalten» (Bodeninitiative) mit 509 gültigen Unterschriften eingereicht. Die Initiative 
verlangt, das kommunale Finanzreglement dahingehend anzupassen, dass die Kompetenzen 
zu Erwerb, Tausch und Veräusserung von Grundstücken und Liegenschaften der Gemeinde 
eingeschränkt werden sollen. Damit soll der Gemeinderat zu einer aktiven Bodenpolitik ver-
pflichtet und der Erwerb von Immobilien gefördert werden. Insbesondere soll mit Immobilien-
transaktionen jeweils über fünf Jahre und unter speziellen Bedingungen (zonengleicher Ab-
tausch) mindestens eine ausgeglichene Flächenbilanz erzielt werden. 

Die Volksinitiative kann für gültig erklärt werden, da die rechtlichen Anforderungen erfüllt 
sind. 

Der Gemeinderat lehnt die Bodeninitiative aus verschiedenen Gründen ab. Eine Annahme 
kann finanzielle Folgen haben, welche sich auch ungünstig auf die öffentlichen Aufgaben aus-
wirken können, denn die Gemeinde hat mit einem vergleichsweise grossen Portfolio im Fi-
nanzvermögen bereits heute Probleme hinsichtlich Finanzierung der Instandhaltung und –
setzung. Die in der Initiative verankerten Landabtauschvorgaben provozieren eine Ansamm-
lung von Land ohne Bezug zu den kommunalen Kernaufgaben. Dies macht wenig Sinn und die 
Gemeinde soll zudem nicht in den privaten Bodenmarkt eingreifen, wo gar kein Bedarf be-
steht. Dem Gemeinderat fehlen bei der Bodeninitiative nicht zuletzt umfassende strategische 
und operative Zielsetzungen. 

Mit der Immobilien-Strategie und dazugehörigem Aktionsplan (siehe Geschäft 108) wurde ein 
massgeschneidertes Werkzeug geschaffen, um die künftigen Aufgaben im Bereich der Immo-
bilien zielführend, optimiert und nachhaltig bewältigen zu können ohne dass der Gemeinde-
haushalt zusätzlich belastet wird. Für das Portfolio des Finanzvermögens ist deshalb künftig 
eine marktkonforme Bewirtschaftung erforderlich. 

Aus den genannten Gründen beantragt der Gemeinderat dem Einwohnerrat, die Bodeninitia-
tive abzulehnen. 

Antrag 1. Der Einwohnerrat erklärt die formulierte Volksinitiative «Binninger Boden behalten» für 
gültig. 

2. Der Einwohnerrat lehnt die formulierte Volksinitiative «Binninger Boden behalten» ab. 

 
Gemeinderat Binningen 

 Gemeindepräsident: 
Mike Keller 

Verwaltungsleiter: 
Christian Häfelfinger 
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1. Ausgangslage 

1.1 Zustandekommen der Volksinitiative 

Am 25. Juni 2018 wurde Namens der SP Binningen eine formulierte Volksinitiative «Binninger Boden 
behalten» eingereicht. Die Gemeindeverwaltung hat vor Beginn der Unterschriftensammlung festge-
stellt, dass die Formvorschriften erfüllt sind (§ 68 Abs. 1 i.V.m § 82 Abs. 1 und 3 des Gesetzes über die 
politischen Rechte vom 7. September 1981, GpR). Die Prüfung der eingereichten Unterschriftenlisten 
durch die Gemeindeverwaltung hat ergeben, dass insgesamt 509 gültige Unterschriften eingereicht 
wurden. Die Initiative ist somit basierend auf § 73 des GpR zustande gekommen, was im Binninger An-
zeiger in den amtlichen Publikationen am 5. Juli 2018 publiziert wurde. 

Die Initiative verlangt gestützt auf § 7 der Gemeindeordnung der Gemeinde Binningen vom 
23. August 1999, das kommunale Finanzreglement vom 19. Februar 2001 um die §§ 8a – 8c zu 
ergänzen. Sie beabsichtigt insbesondere, den Gemeinderat bei den in Finanzreglement und 
Gemeindeordnung geregelten Kompetenzen zu Erwerb, Tausch und Veräusserung von Grundstücken 
und Liegenschaften einzuschränken. Sie soll den Gemeinderat zu einer aktiven Bodenpolitik verpflichten 
und den Erwerb von Immobilien fördern. Insbesondere soll mit getätigten Immobilientransaktionen 
jeweils über fünf Jahre und unter speziellen Rahmenbedingungen eine mindestens ausgeglichene 
Flächenbilanz erzielt werden. 
 

1.2 Verfahrensablauf 

Die Initiative ist gemäss § 8 Gemeindeordnung sowie § 123 Gemeindegesetz und § 78 i.V.m. § 82 Gesetz 
über die politischen Rechte wie folgt zu behandeln: Formal ist zu beurteilen, ob die Initiative gültig ist, 
sodass der Einwohnerrat die Initiative für gültig erklären kann (oder für ungültig, wenn sie einen unmög-
lichen oder rechtswidrigen Inhalt hat). Basierend auf einer inhaltlichen Prüfung hat der Gemeinderat 
dem Einwohnerrat sodann zu berichten, ob die formulierte Initiative umgesetzt werden kann und stellt 
einen entsprechenden Antrag. 

Auszug aus der Gemeindeordnung: 

§ 8 Behandlung der Initiative 
1 Formulierte und nicht-formulierte Begehren unterliegen nicht der Urnenabstimmung, wenn ihnen der 
Einwohnerrat zustimmt. Vorbehalten bleiben das obligatorische und das fakultative Referendum. 
2 Begehren, die der Einwohnerrat in der Sache ablehnt, sind innert einem Jahr seit Einreichung der Ur-
nenabstimmung zu unterstellen. Der Einwohnerrat kann jedem Begehren einen Gegenvorschlag gegen-
über stellen. 

Neben dem kommunalen Erlass ist die Behandlung einer Initiative auch im übergeordneten, kantonalen 
Recht explizit verankert. Der Einwohnerrat kann demnach einem formulierten Begehren zustimmen, 
wobei der Initiativtext zum Reglementsinhalt wird. In diesem Fall erfolgt keine Urnenabstimmung, vor-
behalten bleibt das Referendum (§§ 122 Abs. 3, 123 Abs. 1 GemG). 

Lehnt der Einwohnerrat das Begehren ab, wird der Initiativtext ohne Gegenvorschlag der Urnenabstim-
mung unterstellt (§ 123 Abs. 2 Satz 1 GemG). Der Einwohnerrat kann aber auch jedem Begehren einen 
Gegenvorschlag gegenüberstellen (§ 123 Abs. 2 Satz 2 GemG). Einer formulierten Initiative darf nur ein 
formulierter Gegenvorschlag gegenübergestellt werden (§ 79 Abs. 1 i.V.m. § 82 Abs. 1 GpR). 

Auf die Einwohnerratssitzung vom 5. November 2018 hat der Gemeinderat das Geschäft 108 «Immobi-
lien-Strategie / Teilrevision Finanzreglement» einreicht. Das Folgegeschäft der Liegenschaftsstrategie 
war bereits seit längerer Zeit in Erarbeitung und hat wesentliche inhaltliche Zusammenhänge zur Bo-
deninitiative. Der Einwohnerrat hat das Geschäft 108 an seiner Sitzung vom 25. Februar 2019 an eine 
Spezialkommission überwiesen. Aufgrund der inhaltlichen Überschneidung der Geschäfte Immobilienst-
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rategie und Bodeninitiative hat der Gemeinderat mit dem Initiativkomitee anlässlich der Besprechung 
vom 8. April 2019 folgendes vereinbart: 

«Die Initiative wird spätestens an der Einwohnerratssitzung vom 9. Dezember 2019 behandelt, damit – 
falls der Einwohnerrat das Begehren in der Sache ablehnt – die Initiative im Juni 2020 dem Volk zur Ab-
stimmung vorgelegt werden kann.» 

Da die einwohnerrätliche Prüfung des Geschäft 108 «Immobilien-Strategie / Teilrevision Finanzregle-
ment» noch in Arbeit ist und eine Beratung und Beschlussfassung in absehbarer Zeit nicht erwartet 
wird, ist die vorliegende Volksinitiative gemäss den rechtlichen Grundlagen zu behandeln. 
 

2. Beurteilung 

2.1 Die Initiative im Detail 

Der gesamte Initiativtext ist im Anhang ersichtlich. Demnach ist eine Änderung der Kompetenzregelung 
zu Erwerb, Tausch und Veräusserung von Grundstücken und Liegenschaften wie folgt vorgesehen. 

Das Finanzreglement der Gemeinde Binningen sei wie folgt zu ändern (resp. zu ergänzen): 

§ 8a Zuständigkeit des Gemeinderates im Bereich Immobilien 
Der Gemeinderat übt seine Kompetenz im Rahmen von § 44 Absatz 1 Buchstaben b) und c) der 
Gemeindeordnung Binningen unter Vorbehalt von §§ 8b und 8c aus. 

§ 8b Erwerb und Veräusserung von Immobilien 
Der Gemeinderat betreibt eine aktive Bodenpolitik und fördert den Erwerb von Immobilien. 

§ 8c Veräusserungseinschränkungen 
1 Gemeindeeigene Immobilien, die in der Gemeinde Binningen liegen, werden grundsätzlich nicht 
veräussert, können Dritten jedoch insbesondere im Baurecht zur Nutzung überlassen werden. 
2 Zulässig ist eine Veräusserung, wenn die Nettoveränderung von vergleichbaren Immobilien jeweils über 
5 Jahre ausgeglichen oder positiv ausfällt. 
3 Vergleichbar sind Immobilien innerhalb derselben Bauzone und Immobilien ausserhalb der Bauzonen. 
4 Die Nettoveränderung berechnet sich aus der Grundstücksfläche von erworbenen abzüglich derjenigen 
von veräusserten Immobilien. Abgaben im Baurecht werden dabei nicht berücksichtigt. 

Übergangsbestimmung: 
Vorstehende Bestimmungen treten sofort nach ihrer Annahme durch die Stimmberechtigten in Kraft. 
 

2.2 Bestehende kommunale Regelungen und Kompetenzen betreffend Liegenschaftskäufen und –
verkäufen 

Die Vorgaben und (finanziellen) Kompetenzen betreffend Liegenschaftskäufe und Verkäufe sind im 
Finanzreglement und in der Gemeindeordnung geregelt. 

Auszug Finanzreglement § 8:  
§ 8 Finanzkompetenzen des Gemeinderats (§ 44 GO) 
1 Der Gemeinderat kann ausserhalb des Voranschlages über die folgenden Beträge beschliessen: 
a) Neue Ausgaben pro Jahr:  in der maximalen Höhe von 1 % der Gesamtausgaben der 

Laufenden Rechnung des vergangenen Jahres. 
Neue Ausgaben im Einzelfall:  in der maximalen Höhe von 1 ‰ der Gesamtausgaben der 

Laufenden Rechnung des vergangenen Jahres. 
b) Erwerb, Tausch und Veräusserung von Grundstücken und Liegenschaften bis je CHF 3 Mio. 
pro Jahr. 
c) Errichtung oder Aufhebung von Baurechten bis je CHF 3 Mio. pro Jahr. 
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Die Bestimmungen in der Gemeindeordnung § 44 Absatz 1 Buchstaben a) bis c) sind identisch mit 
denjenigen von § 8 des Finanzreglements. 
 

2.3 Rechtliche Beurteilung der Initiative 

Es stellt sich insbesondere mit den gemäss Initiative zusätzlichen zu erlassenden §§ 8b und 8c 
Finanzreglement die Frage, ob dadurch nicht ein Widerspruch zur übergeordneten Gemeindeordnung 
(GO) geschaffen wird, welcher eine identische Ergänzung der Gemeindeordnung verlangen würde. Die 
Änderung des Finanzreglements liegt in der Kompetenz des Einwohnerrats, diejenige der GO unterliegt 
in jedem Fall zusätzlich der Volksabstimmung. Finanzkompetenzen müssen auf Stufe GO geregelt 
werden. Trotz dynamischem Verweis auf die GO können im Finanzreglement zusätzliche 
Voraussetzungen für Liegenschaftsgeschäfte definiert werden. 

Neben der Bejahung der formellen Voraussetzungen kann festgehalten werden, dass sich die Initiative 
als rechtsgültig erweist, da sie weder einen rechtswidrigen noch einen unmöglichen Inhalt hat. 
Sinnvollerweise wird das Finanzreglement auch bei Ablehnung der Initiative dann dahingehend 
angepasst, sodass in § 8 neu lediglich ein Verweis auf die GO anstatt einer gleichlautenden Bestimmung 
aufgenommen wird. Einem möglichen Widerspruch wird damit vorgebeugt. 
 

2.4 Stellungnahme zu den Auswirkungen der Initiative im Detail 

Die Zielsetzungen der Bodeninitiative können im Grundsatz nachvollzogen werden. Sie sollen 
insbesondere sicher stellen, dass für die wesentlichen Aufgaben der Gemeinde langfristig genügend 
Land und Landreserven vorhanden sind. Aus Sicht des Gemeinderats geht die Initiative aber deutlich zu 
weit. Einerseits wird damit über den Bedarf der Gemeinde hinaus reguliert und in den privaten 
Bodenmarkt eingegriffen, wo gar kein Bedarf für die Gemeinde und deren Aufgaben besteht. 
Andererseits stellt die Finanzierung eines im interkommunalen Bereich überdurchschnittlich grossen 
Finanzvermögens-Portfolios bereits heute ein Problem hinsichtlich Instandsetzung und Instandhaltung 
dar.  

Die Formulierung der reglementarischen Bestimmungen der Initiative würde langfristig dazu führen, 
dass die Gemeinde immer mehr Land im Eigentum hätte, was nicht das Ziel der Bodenbewirtschaftung 
sein kann. Zudem ist der gemäss Initiative vorgesehene Flächenausgleich innerhalb identischer Zonen in 
der Praxis kaum handhabbar. So liegen aktuell beispielsweise die 25 Liegenschaften des 
Finanzvermögens in 12 unterschiedlichen Zonen. Eine sinnvolle Abtauschmöglichkeit für eine 
gewünschte, neue Nutzung im notwendigen Ausmass und am richtigen Ort erscheint deshalb äusserst 
schwierig und das in sich sehr starre System würde vielmehr dazu führen, dass der Gemeinderat gar 
kein Land mehr veräussern könnte. Dies kann nicht im Interesse der Gemeinde sein. Die Definition von 
Land ohne strategischen Nutzen (aufgrund der Lage, Grösse, fehlender Nutzungsmöglichkeiten) sollte 
deshalb weiterhin im Verantwortungsbereich der zuständigen Exekutive liegen und der Boden soll nicht 
vorrätig gehalten werden müssen. 

Vielmehr hat der Gemeinderat im Sinn, die sich konkret stellenden, kommunalen Aufgaben mit dem 
daraus hervorgehenden Landbedarf zu bewältigen und Projekte zu realisieren sowie Immobilien 
nachhaltig zu bewirtschaften. Dieses Vorgehen ist in der Immobilien-Strategie abgebildet (separates ER-
Geschäft 108 vom 16. Oktober 2018), welches der Gemeinderat inhaltlich der Bodeninitiative vorzieht. 
Im Aktionsplan der Immobilienstrategie ist ersichtlich, dass in den nächsten Jahren grosse Vorhaben aus 
prioritären, kommunalen Kernaufgaben umzusetzen sind, welche entsprechende finanzielle Mittel 
binden werden. Deshalb wurde der strategische Grundsatz gefasst, dass Immobilien im 
Finanzvermögen, da sie nicht dem Zweck der Erfüllung öffentlicher Aufgaben innerhalb der 
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Produktegruppen PG 1 bis 9 dienen, mit Ausnahme weniger Spezialfälle marktkonform bewirtschaftet 
werden und den Gemeindehaushalt nicht zusätzlich belasten sollen. 

Die Gemeinde gibt rund 82‘000 m2 Land im Baurecht ab. Es werden aktuell 18 Grundstücke an 8 Wohn-
baugesellschaften und 9 Einzelbaurechte plus 2 Garagenanteile vergeben. Die Baurechtsverträge wur-
den in den vergangenen Jahren bezüglich der Zinsen geprüft und auf ein marktkonformes Niveau ange-
passt. Eine Überarbeitung des kommunalen Baurechtsreglements ist 2020 vorgesehen. 

Mit der Einleitung der nächsten Ortsplanungsrevision ist vorgesehen, in den Jahren 2020/2021 im 
Rahmen des Räumlichen Entwicklungskonzepts (REK) den Bedarf für den Siedlungsraum und dessen 
Nutzung für die künftige Generation zu erheben. Die Interessen der Gemeinde sind u.a. Wohnraum 
schaffen und erhalten. Im Rahmen von REK wird innerhalb des Siedlungsgebiets bedarfsgerecht Wohn-, 
Arbeits- und Gewerberaum evaluiert. Bei Sondernutzungsplanungen, wo die Gemeinde als 
Grundeigentümerin strategische Reserven besitzt, werden im Rahmen dieser Planungen auch die 
Möglichkeiten unterschiedlicher Wohnformen und –modelle geprüft, wie dies aktuell beispielsweise bei 
der laufenden Arealentwicklung beim Spiesshöfli vorgesehen ist (vgl. ER-Beratung 16. April 2018 
Postulat Spiesshöfli Geschäft Nr. 33).  

Der Gemeinderat hat sich im Rahmen der Immobilien-Strategie intensiv mit den Grundsätzen einer 
nachhaltigen Entwicklung des Finanzvermögensportfolios auseinandergesetzt. Im Rahmen der Analyse 
der Grundlagen kommt er insbesondere zum Schluss, dass die Ziele einer nachhaltigen Bewirtschaftung 
gemäss den Vorgaben der Immobilien-Strategie lediglich auf einen Teil der Immobilien im 
Finanzvermögen angewendet werden kann. Diejenigen Immobilien, welche für die Gemeinde weder 
einen strategischen, noch einen Nutzen hinsichtlich der zu erreichenden Zielvorgaben haben, sollen 
nicht im Finanzvermögen gehalten werden. Vielmehr soll das verbleibende Finanzvermögen 
aufgewertet werden und klaren Zielvorgaben dienen. 

Der im Vergleich zum Verwaltungsvermögensportfolio unterdurchschnittliche Immobilien-Zustand im 
Finanzvermögensportfolio ist der fehlenden strategischen und operativen Zielvorgabe geschuldet. Die 
aktuelle strategische Vorgabe stellt sozialpolitische Komponenten ins Zentrum. Die operative 
Zielvorgabe schliesst im engeren Sinne eine renditenorientierte Bewirtschaftung des Gesamtportfolios 
im Finanzvermögen aus. Entsprechend wurden die Immobilien bis dato genutzt und bewirtschaftet. 

Die Bodeninitiative will an diesen Grundsätzen festhalten, da diesbezüglich keine zusätzlichen Ziele 
definiert worden sind. Zudem ist sogar eine Ausweitung des Portfolios vorgesehen, ohne dass 
strategische und operative Zielsetzungen u.A. auch die Finanzierbarkeit sichern können.  

Diesen Missstand will der Gemeinderat ändern und hat die Zieldefinition angepasst. So soll gemäss der 
Immobilien-Strategie dem Finanzvermögen zukünftig Sorge getragen werden, indem es nachhaltig 
bewirtschaftet wird. Wohnraum soll für alle Bedarfsgruppen nachhaltig entwickelt werden. Und die 
notwendigen Ressourcen dafür müssen langfristig geplant und bereit gestellt werden. Gleichzeitig bleibt 
die Möglichkeit bestehen, dass dasselbe Immobilien-Portfolio den sozialpolitischen Aspekten der 
Wohnraumpolitik verbunden bleibt.  

 
Zu den mit dem Initiativtext postulierten Aussagen nimmt der Gemeinderat folgendermassen Stellung: 

1. Handlungsfreiheit wahren: Der Bodenbesitz durch die Gemeinde garantiert künftigen Generationen, 
dass wertvoller Boden auch in Zukunft als Wohn- und Erholungsraum, für neue Bauvorhaben wie Schu-
len oder Altersheime und für das Gewerbe verfügbar ist. 
 
Stellungnahme: Der notwendige Boden zur Erfüllung der öffentlichen Aufgaben ist vorhanden oder wird 
planerisch sichergestellt. Der notwendige Raum für Private (Wohnen, Gewerbe etc.) wird mit der Orts-
planung erhoben und im Rahmen der nächsten Revision bedarfsmässig aufgenommen. Dabei kann es 
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nicht Aufgabe der Gemeinde sein, für private Anliegen Land zu erwerben und auf Vorrat zu halten. Der 
Bodenbesitz in Gemeindehand ist einerseits im interkommunalen Vergleich überdurchschnittlich gross. 
Andererseits ist der Bodenbesitz der Gemeinde als Steuerelement für die Wohnraumpolitik verschwin-
dend klein.  
 
2. Kein Schnellschuss: Mit der Bodeninitiative wird sichergestellt, dass die Gemeinde Binningen kein 
Land ohne finanzielle Not aus der Hand gibt. 

Stellungnahme: Boden, welchen die Gemeinde aufgrund fehlender Nutzungsmöglichkeiten, Grösse und 
aus strategischen Überlegungen nicht gebrauchen kann, soll veräussert werden können. Strategische 
Reserven und Land für bestehende öffentliche Aufgaben werden nicht veräussert. 
 
3. Keine Experimente: Die Bodeninitiative stellt sicher, dass kein teures Land zurückgekauft werden 
muss: Land, das die Gemeinde behält, kann später allenfalls als Tauschreserve dienen. 

Stellungnahme: Es macht keinen Sinn Boden ohne aktuelle oder für die Zukunft geeignete Nutzung anzu-
sammeln. Parzellen, welche aus einer Potenzialanalyse heraus keinen Nutzen darstellen, sollen weiterhin 
veräussert werden können. Genauso soll Land aus strategischen Gründen oder bei unmittelbarem Bedarf 
zugekauft werden können. 
 
4. Privateigentum gesichert: Die Bodeninitiative belässt das private Grundeigentum. Verkäufe unter 
Privaten oder von Privaten an die Gemeinde bleiben von der Initiative unberührt. 

Stellungnahme: kein Kommentar 
 
5. Finanziell sinnvoll: Über Vermietungen und Baurechtsverträge erzielt die Gemeinde jährlich Einnah-
men von rund 1'126’000 Franken. Die Erträge sind im vergangenen Jahr um über 4% gestiegen. Eine 
marktkonforme, mit den Baurechtsnehmern ausgehandelte Zinserhöhung der Baurechte wird sich im 
laufenden Jahr auch noch positiv auf die Einnahmen der Gemeinde auswirken. Dadurch stehen Mittel 
für Bildung, Kultur, Verkehr und Sicherheit zur Verfügung - und zwar langfristig sicher und stabil. 
 
Stellungnahme: Es gehört nicht zu den Kernaufgaben der Gemeinde, im privaten Wohnungsmarkt mit zu 
mischen. Die genannten Einnahmen sind erfreulich und der Gemeinderat steht in Bezug auf die Immobi-
lien im Finanzvermögen hinter einer marktkonformen Bewirtschaftung. 
 
6. Günstiger Wohnraum: Dank Baurechtsverträgen kommen Genossenschaften überhaupt noch an Bau-
land, das sie sich für gemeinnützige Bauten leisten können. 

Stellungnahme: Mit bestehenden Baurechten steht bereits umfangreicher und relativ kostengünstiger 
Wohnraum für Genossenschaften zur Verfügung. Die Gemeinde hat genügend Möglichkeiten, ihre Sozi-
alpolitik über die öffentlichen Aufgaben und die Gestaltung und Rahmenbedingungen für die Baurechte 
zu gestalten, um weiterhin eine gute Sozialdurchmischung zu fördern. In Arealen, wo die Gemeinde 
Grundeigentümerin ist, wird eine ganze oder teilweise Nutzung für gemeinnützigen Wohnungsbau im 
Rahmen der Arealpanung jeweils geprüft und bei Eignung weiterverfolgt. Gemäss Immobilienstrategie 
kann dabei je nach Zielvorgabe die Netto-Rendite aus den Baurechtszinsen von den Mindestansätzen 
abweichen. Der Gemeinderat geht mit der Immobilien-Strategie einen wesentlichen Schritt weiter als die 
Initianten. Die Grundsätze hinsichtlich Wohnraumbedarf hat er auf eine breitere Basis zur nachhaltigen 
Entwicklung von Binningen gestellt. Die Immobilien-Strategie geht demnach nicht mehr alleine nur von 
günstigem Wohnraum aus, sondern möchte den Wohnraum für alle Bedarfsgruppen in Binningen nach-
haltig sichern und entwickeln. Diese Unterscheidung ist dahingehend wichtig, als damit nebst künftigen 
Generationen auch z.B. betagten Menschen mit spezifischen Bedürfnissen bereits kurzfristig Rechnung 
getragen werden muss.  
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7. Mitsprache gewährleisten: Die Bodennutzung im Baurecht erlaubt künftigen Generationen nach Ver-
tragsablauf (spätestens nach 100 Jahren) auf demokratischem Weg zu entscheiden, was mit dem ge-
meindeeigenen Boden gemacht wird. 

Stellungnahme: Die bestehenden, stufengerechten Finanzkompetenzen (Gemeinderat, Einwohnerrat, 
Volksabstimmung) machen auch langfristig Sinn. 
 
8. Unser Boden ist unsere Zukunft und soll nicht aus der Hand gegeben werden! 

Stellungnahme: Es ist nicht vorgesehen, Boden für die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben sowie strate-
gische Reserven aus der Hand zu geben. Aus diesem Grund ist die Annahme der Bodeninitiative für die 
Gemeinde nicht notwendig. Der Gemeinderat geht mit seiner Immobilien-Strategie einen Schritt weiter 
als die Initianten, indem er das Finanzvermögen langfristig sichert. So sieht die Immobilien-Strategie 
ebenfalls vor, dass grundsätzlich keine Immobilien im Finanzvermögen veräussert werden sollen. Im Ge-
gensatz zur Initiative wird aber ein definierter Nutzen vorangestellt. Wird eine Immobilie im Finanzver-
mögen veräussert, weil der klar definierte Nutzen nicht mehr gegeben ist, so muss der Erlös daraus 
zwingend in die Immobilien reinvestiert werden. Diese Vorgehensweise stellt sicher, dass der Gesamt-
nutzen und damit das Gesamtvermögen und nicht alleine Flächenanteile im Fokus stehen.  

Konkret sieht die Immobilien-Strategie vor, dass die Immobilien des Finanzvermögens der Erwirtschaf-
tung einer Rendite und gleichzeitig klar spezifizierten Rahmenbedingungen hinsichtlich strategischer 
Ziele dienen. Nebst der Verlagerung einer Immobilie aus dem Finanz‐ in das Verwaltungsvermögen, bei 
ausgewiesenem Bedarfsnachweis, bietet sich auch die Möglichkeit der Devestition von FV. 

Immobilien‐Verkäufe sind immer zweckgebunden (Refinanzierungszwang im Immobilien‐Portfolio). Dies 
bedeutet, dass der Erlös aus einem Verkauf nicht der Schönung der Erfolgsrechnung dient, sondern 
zwingend einer Refinanzierung zugewiesen wird. Refinanzierungen beziehen sich auf bereits definierte 
Vorhaben innerhalb der Immobilien‐Aktionsplanung (Instandstellung / Um‐ , An‐, Aus‐ oder Neubauten / 
strategische Ankäufe / Vergrösserung des Portfolios mit dem Ziel der Vermehrung zusammenhängender 
Baurechtsparzellen). 

Wird eine Immobilie im Portfolio gehalten, für die im Verwaltungsvermögen kein zugewiesener Ver‐
wendungszweck zur Erfüllung gemeindeeigener Aufgaben mehr definiert ist, muss die Immobilie zwecks 
Devestition oder Instandstellung zur renditenorientierten Bewirtschaftung ins Finanzvermögen überführt 
werden. 

Ist das Veräusserungsobjekt Bestandteil einer definierten strategischen Reserve, so muss diese Reserve 
über die Investition in einen mindestens gleichwertigen Ersatz ausgeglichen werden. 
 

2.5 Fazit und Antrag des Gemeinderats 

Aus den Ausführungen in Abschnitt 2.4 geht hervor, dass die Gemeinde bereits eine nachhaltige Boden-
politik betreibt, eine schwierig handhabbare Bodenverwaltung mit Landabtauschvorgaben und einer 
daraus hervorgehenden Ansammlung von Land nicht zielführend erscheint. Vielmehr beabsichtigt der 
Gemeinderat, mit einer massgeschneiderten Immobilien-Strategie und dazugehörenden Massnahmen-
paketen (Immobilien-Aktionsplan) den Gemeindeboden langfristig und im Interesse des Gemeinwesens 
professionell zu bewirtschaften. Er empfiehlt deshalb dem Einwohnerrat, die Volksinitiative «Binninger 
Boden behalten» abzulehnen. 
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2.6 Ausblick zum weiteren Vorgehen und Termine 

Die möglichen Szenarien sind in Abschnitt 1.2 aufskizziert. 

Heisst der Einwohnerrat die Initiative gut und wird kein Referendum ergriffen, kann der Erlass durch 
den Gemeinderat wie folgt in Kraft gesetzt werden: Der Initiativtext sieht vor, dass die revidierten Best-
immungen sofort nach ihrer Annahme durch die Stimmberechtigten in Kraft treten sollen. Dabei gilt es 
zu beachten, dass eine Teilrevision des Finanzreglements der Genehmigung durch den Kanton bedarf 
(§§ 167, 168 GemG). 

Lehnt der Einwohnerrat die Initiative ab oder wird gegen die Annahme der Initiative durch den Einwoh-
nerrat das Referendum ergriffen, wird die Initiative dem Volk zur Abstimmung unterbreitet. Ab Feststel-
lung Referendum resp. ER-Beschluss ist mit einer Vorbereitungszeit von rund 4 Monaten zu rechnen. 
Die Volksabstimmung könnte im Juni 2020 angesetzt und der Erlass bei Annahme durch den Gemeinde-
rat wie oben beschrieben in Kraft gesetzt werden. 

Beauftragt der Einwohnerrat den Gemeinderat zusätzlich mit der Ausarbeitung eines formulierten Ge-
genvorschlags, verlängert sich die Vorlaufzeit entsprechend gegenüber der Variante Ablehnung. 
 
− Bodeninitiative 
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